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der freien Landschaft; als Beschädigung gelten auch
das Verletzen des Wurzelwerks und jede andere Ma~-
nahme, die geeignet ist, das Wachstum nachteilig zu
beeinflussen;

7. Aufschüttungen, Abgrabungen oder Ausschachtungen,
die Gewinnung von Bodenbestandteilen, ferner die
Veränderung oder Anlegung von Wasserläufen oder was-
serflächen;

Aufgrund der §§ 5 und 19 des Reichsnaturschutzgesetzes
vom 26. Juni 1935 (RGS. NW. S. 156) in der Fassung des
Gesetzes vom 16. Dezember 1969 (GV. NW. 1970, S. 22),
zuletzt geändert durch Artikel XXXVIII des ZWei ten Geset-
zes zur Anpassung landesrechtlicher Straf- und Bußgeld-
vorschriften an das Bundesrecht vom 3. Dezember 1974 (GV.
NW. S. 1504) , sowie des § 13 der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935
(RGS. NW. S. 159), zuletzt geändert durch das Gesetz vom
16. Dezember 1969 (GV. NW. S. 22), wird mit Ermächtigung
des Regierungspräsidenten in Detmold verordnet:

8. das Wegwerfen, Abladen, Ableiten oder Lagern von
landschaftsfremden Stoffen oder Gegenständen, insbe-
sondere von festen oder flüssigen Abfallstoffen,
Schutt oder Al tmaterial an anderen als den dafür mit
Genehmigung oder Zustimmung der unteren Naturschutz-
behörde zugelassenen Plätzen;

9 .das Fahren mi t Kraftfahrzeugen oder deren Abstellung
au~rhalb der befestigten Fahrwege oder mi t Genehmi -
gung oder Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde
zugelassenen Park- oder Stellplätze mi t Ausnahme des
land- oder forstwirtschaftlichen Verkehrs;

10. das Errichten, Anbringen oder Ändern von Werbeanla-
gen und von Schildern oder Beschriftungen, ~it
sie nicht ausschlie~lich

a) auf den Schutz der Landschaft hinweisen,
b) als Ortshinweise oder Warntafeln dienen,
c) sich auf den Verkehr beziehen oder
d) ~hn- cxler Gewerbebezeichnungen an Wohnhäusern

cxler Betriebsstätten darstellen.

( 2) Die untere Naturschutzbehörde kann auch andere Ände-
rungen im Landschaftsschutzgebiet, die die Landschaft
verunstalten, die Natur schädigen, den Naturgenu~ beein-
trächtigen oder solche Wirkungen erwarten lassen, verbie-
ten.

§ 1
Rälmllidler Geltungsbm:eidl

( l) Die in der Anlage zu dieser Verordnung näher bezeich-
neten Landschaftsteile des Kreises Gütersloh werden als
Landschaftsschutzgebiet dem Schutz des Reichsnaturschutz-
gesetzes unterstellt. Die Anlage ist Teil der Verordnung.
Die in der Anlage beschriebenen Grenzen des Landschafts-
schutzgebietes bleiben bei einer Änderung der aufgezähl-
ten Fluren und Flurstücke unverändert bestehen.

(2) Die Grenzen des geschützten Gebietes sind auperdem in
n einer aus sechs Teilplänen bestehenden Karte im Mapstab, 1 : 20.000 in grün eingetragen (Landschaftsschutzkarte) .

Die dunkelgrünen Umrandungen und die Naturschutzgebiete
~ sind ~standteil des. Landschaftsschutzgebietes. Die Karte

und dle Verordnung llegen

1. bei dem Regierungspräsidenten -höhere Naturschutz-
behörde -in Detmold ,

2. bei dem Kreis Gütersloh -untere Naturschutzbehörde
-in Rheda-Wiedenbrück § 3
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zur öffentlichen Einsicht während der Dienststunden aus.

(3) Bei Abweichungen zwischen der Anlage nach Abs. I und
der Karte nach Abs. 2 hat die Karte nach Abs. 2 den Vor-
rang.

§ 2
Inhalt des Scllut72S

r--' (1) Im Landschaftsschutzgebiet sind, soweit nicht § 4 et-
was anderes bestimmt, unzulässig

~ 1. das Errichten baulicher Anlagen, auch wenn sie kei-
ner Baugenehmigung oder Bauanzeige bedürfen, sowie
bauliche Änderungen der Außensei te bestehender bau-
licher Anlagen;

2. das Aufstellen von Buden, Verkaufsständen, Verkaufs-
wagen oder Warenautomaten;

(I) Eine Ausnahme von dem Verbot des § 2 ist zuzulassen,
wenn die beabsichtigte Maßnahme die in § 2 Abs. 2 genann-
ten Wirkungen ~er hervorruft noch erwarten läßt. Eine
Ausnahme ist ferner zuzulassen:

I. für das Errichten oder Ändern von baulichen Anlagen,
die unmi ttelbar dem land- oder forstWirtschaftlichen
oder erwerbsgartenbaulichen Betriebe dienen ein-
schließlich der Land- oder Forstarbei ter- oder Al-
tenteilerstellen oder für eine sonstige bei Inkraft-
treten dieser Verordnung rechtmäßig ausgeübte Nut-
zung erforderlich sind und das Landschaftsbild mög-
lichst schonen;

2. für das Errichten oder Ändern von Freilei tungen für
die unter Nr. I bezeichneten Anlagen, sofern sie das
Landschaftsbild möglichst schonen;

3. für die Aufforstung landwirtschaftlich nutzbarer
Flächen oder die gänzliche oder teilweise Besei ti -
gung der in § 2 Abs. I Nr. 6 bezeichneten Hecken,
Feld- oder Ufergehölze, wenn dies für die Bewirt-
schaftung der Grundstücke erforderlich ist; die Be-

: lange des Landschaftsschutzes (§ 2 Abs. 2) sind mög-
ci lichst zu wahren;

4.

3. das Zelten, das Abstellen von Wohnwagen, das Bereit-
stellen, Anlegen oder Ändern von Stellplätzen für
Kraftfahrzeuge, von Zelt- oder Campingplätzen, von
Bootsstegen oder sonstigen Einrichtungen für den
Wassersport an anderer als den dafür mi t Genehmigung
OOer Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde zuge-
lassenen Plätzen;

4. der Bau OOer die Änderung von Draht- oder Rohrlei -
tungen und das Anlegen OOer Ändern von Zäunen OOer
anderen Einfriedigungen in der freien Landschaft ;

5. die Aufforstung landwirtschaftlich nutzbarer Flächen
mit Ausnahme der Odländereien;

für die nicht g~rbsmäßige Entnahme von Steinen
oder anderen Bodenbestandteilen für unmittelbar
land- oder forstwirtschaftlichen oder erwerbsgarten-
baulichen Zwecken dienende Maßnahmen; die Belange
des Landschaftsschutzes (§ 2 Abs .2) sind möglichst
zu wahren;

für eine nach der Lage und Beschaffenhei t des Grund-
stücks gegebene Nutzung, wenn der Antragsteller bei
Inkrafttreten dieser Verordnung bereits nach außen

5.

6. die gänzliche oder teilweise Beseitigung oder die
Beschädigung von Hecken, Feld- oder Ufergehölzen in



erkennbare Vorbereitungen getroffen hatte und er auf
die Zulässigkeit der Nutzung vertrauen durfte.

7. das Aufstellen von Wildfütterungen, Jagdhochsitzen,
Melkständen und Schutzdächern für das Weidevieh.

§ 5
Beooitigung ~ Ver:unstaltun!J!D

(I) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits vorhande-
ne Verunstaltungen der Landschaft sind auf Verlangen der
unteren Naturschutzbehörde ganz oder teilweise zu besei -
tigen, wenn dies den Betroffenen zuzumuten und ohne grÖ-
ßere Aufwendungen möglich ist.

(2) Werden im Landschaftsschutzgebiet Ma~nahmen durchge-
führt, die im Widerspruch zu den Vorschriften dieser Ver-
ordnung, zu den Anordnungen nach § 2 Abs. 2 oder zu den
nach § 3 bestimmten Bedingungen oder Auflagen stehen,
kann die untere Naturschutzbehörde die teilweise oder
völlige Wiederherstellung des früheren Zustandes verlan-
gen.

§ 6
Bu pgol-..mi f ten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
entgegen § 2 Änderungen, die die Landschaft verunstalten,
die Natur schädigen, den Naturgenuß beeinträchtigen oder
solche Wirkungen erwarten lassen, vornimmt oder den nach
§ 3 bei Zulassung einer Ausnahme bestimmten Bedingungen
oder Auflagen zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können
gemäß §§ 70 Abs. l Nr. 2 in Verbindung mit 71 LG mit ei-
ner Geldbuße bis zu 100.000,-- DM geahndet werden.
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(2) Eine Ausnahme von § 2 kann in besonderen Fällen zuge-
lassen werden , wenn dies mi t dem WOhl der Allgemeinbei t
vereinbar ist. Für Aufschüttungen, Abgrabungen oder Aus-
schachtungen und die Gewinnung von Bodenbestandteilen
kann unter der Voraussetzung des Satzes l eine Ausnahme
zugelassen werden, wenn durch Bedingungen oder Auflagen
sichergestellt werden kann, da~ die dadurch verursachten,
in § 2 Abs. 2 genannten Wirkungen wieder besei tigt wer-
den .Die Ausnahme wird für eine bestimmte angemessene
Frist zugelassen. Der Antragsteller hat Pläne und Erläu-
terungen für das gesamte Vorhaben sowie für die Gestal-
tung der Landschaft während des Betriebes und nach dessen
Einstellung vorzulegen.

(3) Die Ausnahme kann unter Bedingungen und Auflagen zu-
gelassen werden. Sie ersetzt nicht nach anderen Vor-
schriften erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen.
Eine unbefristete Ausnahme verliert ihre Gültigkeit, wenn
nicht innerhalb von zwei Jahren mi t dem genehmigten Vor-
haben begonnen oder das begonnene Vorhaben länger als ein
Jahr unterbrochen worden ist. Diese Fristen können auf
Antrag verlängert werden. Unbefristet verlängerte Ausnah-
men erlöschen wie unbefristete Ausnahmen. Um die ErfÜl-
lung von Bedingungen und Auflagen zu sichern, kann die
Hinterlegung von Geldbeträgen oder eine sonstige Sicher-
hei t gefordert werden .

(4) Ober den Antrag auf Zulassung einer Ausnahme ent-
scheidet der Kreis Gütersloh als untere NaturschutzbehÖr-
de. Die untere Naturschutzbehörde hat vor der Zulassung
einer Ausnahme von dem Verbot des § 2 Abs. l Nr. 7 die
Zustimmung der höheren Naturschutzbehörde einzuholen.

(5) Beabsichtigt die untere Naturschutzbehörde, den An-
trag für ein Vorhaben abzulehnen , das unmi ttelbar dem
land- oder forstwirtschaftlichen oder erwerbsgartenbauli -
chen Betriebe dient, oder will sie einem solchen Antrag
unter Einschränkungen stattgeben, trifft sie ihre Ent-
scheidung im Benehmen mi t dem Geschäftsführer der Kreis-
stelle der Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragten
im Kreise.

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in
Kraft. Sie gilt bis zum 31. Dezember 1994.

§ 8
Auper KI:aft tl:eterx3e VOI:Sd1riften

Aufgehoben wird die Verordnung vom 18. August 1972 (ABI.
Reg. Dt. 1972, S. 409/410) zur Änderung und Ergänzung der
Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen im Kreis
Bielefeld vom 25. Februar 1971 (ABI. Reg. Dt. 1971, S.
86- 88).

"""'* ) in Kraft getreten am 23. März 1975

nHinweise:

Neben der Ausnahme nach § 3 der Verordnung zum
Schutze von Landschaftsteilen ist eine Befreiung
nach § 69 Abs .1 des Landschaftsgesetzes erforder-
lich.

I

2.

3.

§ 6 Satz 2 ergänzt durch Verordnung des Regierungs-
präsidenten Detmold vom 5. Dezember 1990.

Abweichend von § 7 gilt die Landschaftsschutzverord-
nung nach § 73 des Landschaftsgesetzes unbefristet
bis zum Inkrafttreten eines Landschaftsplanes .

§ 4
Nicht betroffale Tätigkei teIl

Unberührt von der Regelung des § 2 bleiben

1. die ordnungsgemäße und pflegliche Bewirtschaftung
und Nutzung land- oder forstwirtschaftlicher oder
dem Erwerbsgartenbau dienender Flächen nach herk&nm-
lichen oder neuzei tlichen Gesichtspunkten ein-
schließlich der Maßnahmen zur Bodenverbesserung und
ihre Umwandlung im Rahmen dieser Bewirtschaftungsar-
ten mi t Ausnahme der Aufforstung landwirtschaftlich
nutzbarer Flächen und der Beseitigung oder Beschädi-
gung der in § 2 Abs. l Nr. 6 bezeichneten Hecken,
Feld- oder Ufergehölzen; diese dürfen ordnungsgemäß
mit der Maßgabe genutzt werden, daß ihr Fortbestehen
nicht gefährdet wird;

2. die rechtmäßige Ausübung der Jagd und Fischerei;

3. eine sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung
rechtmäßig ausgeübte Nutzung;

4. die Führung von unterirdischen Draht- oder Rohrlei-
tungen fÜr die in den Nummern l und 3 genannten Tä-
tigkeiten;

S. das Errichten von ortsüblichen Weidezäunen oder fÜr
den Forstbetrieb notwendigen Kulturzäunen;

6. der Bau von land- oder forstwirtschaftlichen wirt-
schaftswegen sowie die zur Unterhaltung von Gewässer
notwendigen Maßnahmen;


